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Unter dem obigen Titel wurde am
17. März 2004 eine gemeinsam von
Dres. St. Vaterlaus und H. Telser von
der Beratungsfirma Plaut Economics
und Prof. Dr. P. Zweifel und P. Eugster
vom Sozialökonomischen Institut der
Universität Zürich erstellte Studie der
Öffentlichkeit vorgestellt. Diese wurde
im Auftrag des BSV (Bundesamt für
Sozialversicherung), der Galenica, der
Interpharma, des Merian-Iselin-Spitals,
der Firma MSD, des Verbands santé-
suisse, des seco (Staatssekretariat für
Wirtschaft), der vips (Vereinigung der
Importeure pharmazeutischer Spezia-
litäten) und des VSAO (Verband
Schweizerischer Assistenz- und Ober-
ärztinnen und -ärzte) erstellt.

Die politische und ökonomische Diskus-
sion um das schweizerische Gesundheits-
wesen dreht sich primär um dessen Kos-
ten. In dieser Studie wird die Frage
aufgegriffen, ob diesen Kosten auch ein
Nutzen gegenübersteht. Im erwähnten
Projekt wurde untersucht, was unser Ge-
sundheitswesen aus Sicht der Patienten,
Prämien- und Steuerzahler leistet. Dabei
wurden drei Blickwinkel betrachtet: Mit
neuen statistischen Ansätzen, so genann-
ten Marktexperimenten, wurde erstmals
untersucht, mit welchem Nutzenverlust
verschiedene Änderungen des Leistungs-
katalogs der obligatorischen Krankenver-
sicherung (KVG) verbunden wären. Wei-
ter wurde anhand einer repräsentativen
Umfrage die Beurteilung des schweizeri-
schen Gesundheitswesens aus der Sicht
der Bevölkerung erfasst, und schliesslich
wurde versucht, mittels eines internatio-
nalen Vergleichs das Schweizer Gesund-

heitswesen bezüglich Kosten und Leistun-
gen im Vergleich mit anderen Ländern zu
positionieren.

Nutzenverlust durch Änderungen
des KVG-Leistungskatalogs
Die Studie untersuchte im Einzelnen, wel-
che Einflüsse Einschränkungen bei der
Arztwahl, beim Zugang zu neuen Metho-
den und Medikamenten (Aufnahme in
den Leistungskatalog erst zwei Jahre
nachdem deren Wirksamkeit, Zweckmäs-
sigkeit und Wirtschaftlichkeit nachgewie-
sen wurde), bei der Medikamentenwahl
(z.B. Kostenerstattung nur für Generika,
falls solche vorhanden sind, oder ein Ver-
zicht auf die Vergütung von Medikamen-
ten, die nur für Bagatellerkrankungen ein-
gesetzt werden) und bei der Spitalwahl
(durch Schliessung der kleinen lokalen
Spitäler) ausüben würden. Zusätzlich
wurde der Effekt der Einführung einer al-
tersabhängig finanzierten Pflegeversiche-
rung untersucht, welche ausschliesslich
von Personen, die älter als 50 Jahre sind,
abgeschlossen werden müsste.
Die Nutzenverluste der einzelnen Ände-
rungsvorschläge wurden mit einem 95%-
Vertrauensintervall (in Franken pro Person
und Monat) errechnet. Für die einzelnen
Reformvorhaben kam die Studie zu fol-
genden Ergebnissen: Eine Selektion der
Ärzte nach Kostenkriterien ist mit einem
sehr grossen Nutzenverlust von rund 100
Franken pro Person und Monat verbun-
den. Würden Qualitäts- und Kostenüber-
legungen gemeinsam bei der Erstellung
einer eingeschränkten Ärzteliste berück-
sichtigt, reduzierte sich der Nutzenverlust
auf rund 40 Franken pro Person und Mo-
nat. Indem beinahe 50 Prozent der Be-
fragten die Listenerstellung den Kranken-
versicherern zwar zugestehen, diese aber
nachträglich durch den Kanton geprüft

und genehmigt wissen wollen, sprachen
sie sich für «Checks and Balances» aus.
Die hohe Bedeutung, welche die Schwei-
zer Bevölkerung einer guten Qualität im
Gesundheitswesen beimisst, zeigt sich
auch beim Nutzenverlust aus einem tem-
porären Verzicht auf neue Methoden und
Medikamente. Mit rund 65 Franken pro
Person und Monat fiele der Nutzenverlust
in einer ähnlichen Grössenordnung aus
wie bei einer Erstellung der Ärzteliste
nach Qualitätskriterien. Aus der einge-
schränkten Spitalliste resultierte ein
durchschnittlicher Nutzenverlust von rund
40 Franken pro Person und Monat, was in
etwa dem gleichen Betrag entspricht wie
bei der Ärzteliste nach Effizienzkriterien
(Qualitäts- und Kostenbetrachtungen).
Relativ geringe finanzielle Kompensatio-
nen sind notwendig, damit die Befragten
auf Originalpräparate verzichten würden,
falls entsprechende Generika vorhanden
sind. Der Nutzenverlust aus diesem Ver-
zicht liegt bei rund 5 Franken pro Person
und Monat. Ebenfalls nur einen geringen
Einfluss auf den Nutzen hätte ein Verzicht
der Finanzierung von Medikamenten für
Bagatellerkrankungen im Grundleistungs-
katalog. Eine altersabhängig finanzierte
obligatorische Pflegeversicherung gene-
rierte im Durchschnitt einen Nutzenverlust
in der Grössenordnung von 20 Franken
pro Person und Monat. Für das Zustande-
kommen des Nutzenverlusts dürfte
gemäss Beurteilung der Autoren der Stu-
die vor allem die altersabhängige, das
heisst mit dem fünfzigsten Lebensjahr be-
ginnende Finanzierung verantwortlich
sein.

Nutzenverluste müssen keine
Kosteneinsparungen sein
Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu
beachten, dass die Nutzenverluste nicht
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mit den erwarteten Kosteneinsparungen
der untersuchten Reformvorhaben gleich-
zusetzen sind. Vielmehr erlaubt erst der
Vergleich der ermittelten Nutzenverluste
mit den erwarteten Kosteneinsparungen
ein abschliessendes Urteil darüber, ob die
Einführung einer Massnahme sinnvoll ist
oder nicht. Bei der Analyse der Ergebnisse
im Hinblick auf sozioökonomische Unter-
schiede zeigt sich, dass die Nutzenverluste
bei Personen mit höheren Einkommen
grösser sind. Aufgrund der Untervertre-
tung der tiefen Einkommen bei den Be-
fragten sind die in der Studie ermittelten
Nutzenverluste als Grössenordnungen zu
interpretieren. Ausserdem ergeben sich all-
gemein deutlich grössere Nutzenverluste
bei den in der Westschweiz befragten Per-
sonen. Überdies sind die Nutzenverluste
bei Gesunden geringer als bei Kranken.
Der Unterschied zwischen dem Nutzen-
verlust der Männer und Frauen ist zu
vernachlässigen. Bei älteren Personen hin-
gegen sind grundsätzlich höhere Nutzen-
verluste zu registrieren als bei den Jungen.

Valide Resultate – aber grosse
Streuung beim Individuum
Die Methode der Marktexperimente hat
sich nach Einschätzung der Autoren be-
währt. Sie eigne sich zur Messung der Prä-
ferenzen der Schweizer Bevölkerung für
komplexe Sachverhalte im Gesundheits-
wesen. Insgesamt seien die Ergebnisse
nach statistischen Kriterien durchwegs va-
lide. Dies bestätige ein Vergleich mit einer
ähnlichen Parallelstudie des Sozialökono-
mischen Instituts der Universität Zürich,
welche mit der gleichen Methode für sich
überschneidende Reformthemen (Gene-
rika statt Originalpräparate sowie verzö-
gerter Zugang zu neuen Methoden und
Medikamenten) zu vergleichbaren Ergeb-
nissen gekommen sei. Überdies konnten
auch ähnliche sozioökonomische Effekte
identifiziert werden. Die untersuchten Än-
derungen des Leistungskatalogs der obli-
gatorischen Grundversicherung wären
teilweise mit beträchtlichen Nutzenver-
lusten für die Versicherten verbunden. Die
diskutierten Durchschnittswerte täuschen
über die Tatsache hinweg, dass Nutzen-
verluste von einzelnen Individuen unter-

schiedlich empfunden werden. Werden
individuelle Nutzenverluste berechnet,
streuen die Werte je nach vorgeschla-
gener Änderung unterschiedlich stark. So
ist der Nutzenverlust aus den beiden Ein-
schränkungen «Ärzteliste nach Kostenkri-
terien» und «verzögerter Zugang zu
neuen Methoden und Medikamenten»
auch für die 10 Prozent der Befragten mit
den geringsten Nutzeneinbussen immer
noch beträchtlich. Mit 59 Franken  bzw.
35 Franken liegt er bei etwa 55 Prozent
der Durchschnittswerte von 103 Franken
beziehungsweise 69 Franken. Die Befrag-
ten sind sich in der (negativen) Bewertung
dieser Einschränkung ziemlich einig, und
die Chancen, mit einer Prämienreduktion
einzelne Gruppen gezielt dafür zu gewin-
nen, sind demnach gering. Auf der ande-
ren Seite liegt der Nutzenverlust bei einer
Ärzteliste nach Effizienzkriterien mit 10
Franken oder bei einer altersabhängig fi-
nanzierten Pflegeversicherung mit 7 Fran-
ken für die untersten 10 Prozent gerade
noch bei etwa einem Viertel des Durch-
schnittswerts für die Gesamtbevölkerung.
Hier weisen die Werte auf eine beträchtli-
che Heterogenität der Berechnungen hin.
Dies bedeutet, dass eine Minderheit be-
reits für relativ geringe Prämienkompen-
sation bereit wäre, sich in gewissen Berei-
chen einzuschränken und zum Beispiel
alternative Versicherungsmodelle zu
wählen.

Wichtigste Ergebnisse der
Befragung vom Herbst 2003
Neben der erstmaligen Berechnung der
Nutzenverluste für ausgewählte Reform-
vorhaben wurden im Herbst 2003 im Rah-
men einer repräsentativen Bevölkerungs-
befragung verschiedene Antworten
bezüglich Gesundheitszustand und Zu-
friedenheit mit dem schweizerischen Ge-
sundheitswesen ermittelt: Insbesondere
fühlt sich die Schweizer Bevölkerung
grundsätzlich gesund und sehr zufrieden
mit der Qualität der medizinischen Leis-
tungen sowie mit dem Gesundheits-
system insgesamt. Trotz der Mediendis-
kussion über Krankenkassenprämien und
Behandlungskosten konnte knapp die
Hälfte der Befragten keine Angaben zur

Höhe ihrer monatlichen Prämie machen.
Dieses fehlende Wissen war bei Personen
mit niedrigen Prämien oder höherem Bil-
dungsgrad ausgeprägter. Ärzte und
Spitäler werden sowohl bezüglich der
Kompetenz als auch der sozialen Verant-
wortung besser beurteilt als die Kranken-
versicherer und die Pharmaindustrie. Die
Patientenorganisationen scheinen von
einem grossen Teil der Bevölkerung nicht
genügend wahrgenommen zu werden,
da ein Drittel bezüglich Kompetenz
respektive ein Fünftel der Befragten be-
züglich sozialer Verantwortung kein Urteil
über sie abgeben konnte.

Internationaler Vergleich ausge-
wählter Gesundheitssysteme
Anhand ausgewählter OECD- und WHO-
Studien wurde das schweizerische Ge-
sundheitswesen im internationalen Ver-
gleich positioniert. Das schweizerische
System zeichnet sich durch qualitativ gute
Leistungen, jedoch auch ein vergleichs-
weise hohes Kostenniveau aus. Dabei
wären – wie das Beispiel Japan zeigt –
höhere Leistungen auch mit geringerem
finanziellem Aufwand realisierbar. Die
Leistungsfähigkeit des schweizerischen
Gesundheitssystems sei im Vergleich zu
den USA grösser bei gleichzeitig leicht ge-
ringeren Kosten. Italien, Frankreich und
Grossbritannien setzten ihre verfügbaren
finanziellen Ressourcen kosteneffizienter
ein als die Schweiz, wiesen aber bezüglich
Qualität einen Rückstand auf. Deutsch-
land soll insgesamt schlechter abschnei-
den als die Schweiz, weist aber bezogen
auf die Kosten einen geringen Vorsprung
auf. Zusammenfassend verfügt die
Schweiz im internationalen Vergleich
gemäss den untersuchten Daten über ein
teures, aber qualitativ hoch stehendes Ge-
sundheitswesen.

Studienkritik
Von verschiedenen Auftraggebern liegen
Stellungnahmen zu den Resultaten der er-
wähnten Studie vor.
Die santésuisse behauptet, dass aus dieser
Studie klar hervorgehe, dass das Schwei-
zer Gesundheitswesen ineffizient sei.
Tatsächlich konnte diese Studie die Frage

Was leistet unser Gesundheitswesen?

800 A R S M E D I C I  1 6 ● 2 0 0 4

G E S U N D H E I T S P O L I T I K ● P O L I T I Q U E  D E  L A  S A N T É
F

O
R

U
M



der Qualität der erbrachten Leistungen
und natürlich auch die Frage, ob alle er-
brachten Leistungen auch indiziert waren,
nicht beantworten. Hier fehlt die Innen-
sicht, die alleine mit ökonomischen Daten
und Umfragen nie erbracht werden kann,
aber auch die Aussensicht auf andere
ökonomische, soziale oder medizinische
Faktoren, wie das generell in der Schweiz
(zu) hohe Preis- und Lohnniveau, demo-
grafische Entwicklungen, rechtliche
Grundlagen oder die Prävalenz bestimm-
ter Erkrankungen. Das Qualitätsproblem
und die damit verbundene fehlende Effizi-
enz bei der Ressourcenverteilung, an de-
nen staatlich geleitete Gesundheits-
systeme, zum Beispiel in Grossbritannien,
leiden, wurden im Positionspapier der
santésuisse einfach ausgeklammert. Die
santésuisse betont die differenzierten Re-
sultate, geht es um die freie Arztwahl: die
Versicherten bevorzugten eine Selektion
der Ärzte nach Qualitäts- und Wirtschaft-
lichkeitskriterien («Effizienz»). Ein alleini-
ges Abstellen auf «Qualität» ohne Rück-
sicht auf den Preis schneide schlechter ab.
Erwähnenswert sind aber auch grosse Un-
terschiede zwischen Deutschschweiz und
Romandie, der Nutzenverlust durch den
Wegfall der freien Arztwahl scheint dort
viermal grösser zu sein als in der Deutsch-
schweiz. Gesamthaft zeigt aber die Studie
eine vergleichsweise hohe Zahlungsbe-
reitschaft der Versicherten für das Recht
auf die freie Arztwahl.
Von Seiten der Interpharma werden
andere Kritikpunkte hervorgehoben: Ins-
besondere wird betont, dass trotz ver-
mehrten Kostenbewusstseins bei den
Versicherten die Orientierung an einem
qualitativ hochwertigen, innovativen Ge-
sundheitswesen bestimmend bleibe und
die im internationalen Vergleich grossen
Wahlfreiheiten als sehr wertvoll einge-
schätzt würden. Der Nutzenverlust meh-
rerer kombinierter Einschränkungen
übersteige mit 291 Franken gar die Durch-
schnittsprämie von 190 Franken. Von die-
ser Seite wird natürlich der mit 65 Franken
pro Monat (oder einem Drittel der durch-
schnittlichen Monatsprämie) hohe Nut-
zenverlust durch den Verzicht auf neue
Methoden und Medikamente während

zwei Jahren besonders hervorgehoben.
Die Förderung von Generika wird als Bei-
trag zur Kostendämpfung akzeptiert, so-
lange nicht ein (medizinisch) problemati-
scher Zwang zur Substitution bestehe.
Auch aufgrund der erhobenen Zahlen
wird die obligatorische Wirkstoff- statt
Präparateverschreibung abgelehnt, da sie
eine Einschränkung der Therapiefreiheit
bedeute und der Behandlungserfolg in
Frage gestellt werde, da der Patient lau-
fend andere Medikamente beziehungs-
weise Präparate erhalte. Aus den gleichen
Zahlen schliesst allerdings der Kranken-
kassenverband santésuisse genau das
Gegenteil!
In seiner Stellungnahme betont der VSAO
insbesondere, dass sowohl von Patienten
wie Gesunden die Einschränkung der
freien Arztwahl allein nach Kostenkrite-
rien, aber auch nach kombinierten Qua-
litäts- und Kostenkriterien klar abgelehnt
werde, da der quantitative Nutzenverlust
lediglich im Bereich einer halben monatli-
chen Krankenkassenprämie liege. Auch
der unverzögerte Zugang zu neuen Ab-
klärungs- und Behandlungsmethoden
stelle in den Augen der Bevölkerung ein
Qualitätsmerkmal unseres Gesundheits-
systems dar, das nicht eingeschränkt wer-
den soll. Lediglich Einschränkungen bei
der Medikamentenwahl würden nicht als
gravierend empfunden und zeigten dem-
entsprechend einen kleinen Nutzenver-
lust. Eindrücklich sei die grosse Bandbreite
der Nutzenverluste in ausgewählten Sub-
gruppen, wobei insbesondere für Frauen,
Kranke, Ältere und Welschschweizer
deutlich höhere Nutzenverluste resultier-
ten. Aufgrund der Studienergebnisse
ziehe die Bevölkerung den Status quo den
vorgeschlagenen Alternativen mit unter-
schiedlicher Deutlichkeit vor: Die freie
Arztwahl und eine qualitativ hoch ste-
hende Medizin stellten diejenigen Ele-
mente unseres Gesundheitssystems dar,
die von der Bevölkerung als letzte ge-
opfert würden.

Konsequenz: vermehrte
Transparenz für die Versicherten
Diese Studie kann keine genügende Aus-
sage zur Effizienz des schweizerischen

Gesundheitswesens machen. Die interna-
tionalen Vergleiche sind nur so gut wie die
dazu herbeigezogenen Studien und las-
sen sicher keinen abschliessenden Qua-
litätsvergleich zu, insbesondere da bisher
keine geeigneten Indikatoren zur Qua-
litätsmessung entwickelt worden sind.
Korrelationen zwischen Ärztedichte und
zum Beispiel der Anzahl Hysterektomien
oder Tonsillektomien in einer Region sind
zur Effizienzmessung defintiv unbrauch-
bar, da der entscheidende Faktor vielleicht
verpasst wird. Die bedeutendste Neue-
rung der Studie und der für sie entwickel-
ten Messmethoden ist, dass die von den
Versicherten auf sich zu nehmenden Nut-
zenverluste verschiedener Massnahmen
quantifiziert werden konnten und damit
einer rationalen Betrachtungsweise zur
Verfügung stehen. Von der eigenen Be-
trachtungsweise gewisser Interessengrup-
pen, seien dies Ärzte, Krankenkassen oder
Pharmahersteller oder -händler, beein-
flusste Bewertungen werden nun für alle
Beteiligten transparenter. Bei der Bewer-
tung dieser Verluste sind nun vor allem die
Versicherten und die Patientenorganisa-
tionen gefragt. Diese müssen den Politike-
rinnen bekannt geben, welche Nutzenver-
luste sie in Zukunft, das heisst im Rahmen
der KVG-Revison, zu tragen gewillt sind!

Weitere Informationen und auch die voll-
ständige Studie sind erhältlich unter:
http://www.plaut-economics.ch
http://www.interpharma.ch
http://www.santesuisse.ch
http://www.vsao.ch ●

Dr. med. Franz Rohrer
Innere Medizin FMH

4415 Lausen
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